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Es ist unüberhörbar – die nächste Bundestags-
wahl findet in rund sieben Monaten statt und
alle Parteien beginnen mit ihrer Wahlwer-
bung. Für die in Deutschland lebenden Mi-
grantinnen und Migranten ist diese Wahl von
besonderem Interesse. Ist doch absehbar, dass
die Zuwanderungs- und Integrationspolitik im
anstehenden Wahlkampf eine große Rolle
spielen wird. 

Andererseits sind etwa 500.000 eingebür-
gerte Migranten am 22. September 2002 auf-
gerufen ihre Stimme abzugeben. Eine nicht zu
unterschätzende Wählergruppe.

Die kommunalen Migrantenvertretungen in
NRW sind aufgerufen im Vorfeld der Wahl
das Gespräch mit den Kandidaten und Kandi-
datinnen der Parteien zu suchen. In öffent-
lichen Diskussionsveranstaltungen können die
besonderen Anforderungen der Migrantinnen

und Migranten thematisiert werden. Wahlbe-
rechtigte Migranten erhalten Orientierungs-
hilfen für ihre Wahlentscheidung. 

Zugleich haben die Migrantenvertretungen
Gelegenheit,  wichtige Punkte wie die Verbes-
serung der Schulerfolge von Kindern mit Mi-
grationshintergrund zu thematisieren und
Forderungen zu stellen. An oberster Stelle der
politischen Agenda von Migrantenvertretun-
gen steht nach wie vor das kommunale Wahl-
recht für alle rechtmäßig in Deutschland le-
benden Migranten. Es wäre das Minimum an
politischer Gleichberechtigung, das ohne den
politischen Willen im Bundestag nicht umge-
setzt werden kann, da es dazu einer Ände-
rung des Grundgesetzes bedarf.

Leitfragen für solche Veranstaltungen kön-
nen über die Geschäftsstelle der LAGA NRW
bezogen werden. (Adresse s. Impressum S. 8)

Prüfsteine zur Wahl
Ausländerbeiräte diskutieren mit Parteien Integrationspolitik

Seit Wochen macht eine Studie Schlagzeilen
in Deutschland. Es ist die sogenannte PISA-
Studie. Dabei handelt es sich um eine interna-
tional vergleichende Studie über die Fähigkei-
ten von 15jährigen Schülerinnen und Schü-
lern. 

Getestet wurden die drei grundlegenden
Bereiche Lesefähigkeit und Textverständnis,
mathematisches und naturwissenschaftliches
Wissen und Verständnis. Die Aufgaben waren
in allen drei Bereichen nicht allein auf das Ab-
fragen von Fakten angelegt. Die Schülerinnen
und Schüler sollten ebenso ihre Fähigkeit un-
ter Beweis stellen, erworbenes Wissen zur Lö-
sung komplexer, z.T. auch unbekannter Sach-
verhalte zu verwenden. 

Die Ergebnisse der PISA-Studie stellen dem
deutschen Bildungswesen kein gutes Zeugnis
aus. In aller Kürze besagen sie: Nicht nur be-
wältigen Schülerinnen und Schüler an deut-
schen Schulen deutlich seltener als ihre Alters-
genossen aus anderen hoch entwickelten

Ländern komplexe Fragestellungen. 
Der Abstand zwischen guten und schlech-

ten Schülern ist in Deutschland auch noch er-
heblich größer als beispielweise in den USA.
Das gilt auch noch, wenn man den sozialen
Status und den Bildungshintergrund der Eltern
hinzuzieht. 

Wer aus sozial
schwachen Ver-
hältnissen mit
niedrigem Bil-
d u n g s n i v e a u
stammt, kommt
im deutschen
S c h u l w e s e n
meist nicht weit.
Von Chancen-
gleichheit für
alle Kinder und
Jugend l i chen
keine Spur.
Fortsetzung S. 2

Schieflage im deutschen Bildungssystem
PISA-Studie macht Reformbedürftigkeit deutlich

Schaubild aus 
der PISA-Studie
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Fortsetung von Seite 1

Bei diesen Ergebnissen verwun-
dert das schlechte Abschneiden
von Kindern mit Migrationshinter-
grund nicht. Gehören Migrantin-
nen und Migranten in der
Bundesrepublik doch nach wie vor
überdurchschnittlich oft zu den
sozial benachteiligten Schichten
der Gesellschaft. In der PISA-Stu-
die wird ausdrücklich darauf hin-
gewiesen, dass „sich die Zuwan-
dererfamilien noch deutlich in der
Sozialstruktur von der deutschen
Bevölkerung“ unterscheiden. 

Es fällt auch kaum ins Gewicht,
ob Kinder in Deutschland geboren
wurden oder nicht. Denn die Au-
toren stellen fest: „Mehr als 70
Prozent der Jugendlichen haben
vom Kindergarten bis zum Ende
der Pflichtschulzeit durchgehend
Bildungseinrichtungen in
Deutschland besucht. Bei einigen
Anwerbeländern kann diese Quo-
te sogar auf fast 90 Prozent stei-
gen.“

Für die gesamte Schullaufbahn
der Kinder mit Migrationshinter-
grund ist die häufig schlechte Le-
sekompetenz der Schlüssel zu
weiteren Misserfolgen in der
Schule. Aufgrund schlechten
Sprachverständnisses kommen die
Kinder auch in Mathematik oder
Naturwissenschaften nicht mit.
Sie erleben Nicht-Versetzung und
beim Übergang zur weiterführen-
den Schule kommt für zu viele nur
eine Hauptschule in Frage, die
dann auch noch oft ohne Ab-
schluss verlassen wird. Die er-
schreckende Bilanz der Autoren:
„Die Entwicklung des Zusammen-
hangs von sozialer Herkunft und
Leistung scheint ein kumulativer
(= ansammeln) Prozess zu sein,
der lange vor der Grundschule be-
ginnt und an Nahtstellen des Bil-
dungssystems verstärkt wird.“

Es entsteht ein Teufelskreis, der
nur durch neue, integrative Kon-
zepte durchbrochen werden
kann. Dazu gehören nicht nur
eine verbesserte Sprachförderung
von Kindern mit Migrationshin-
tergrund im Rahmen des norma-
len Unterrichts, sondern insbe-
sondere die Einbeziehung ihrer
besonderen Fähigkeiten – d.h. die
Berücksichtigung ihrer Zweispra-
chigkeit. 

Liebe Freundinnen
und Freunde,

„Klassenziel verfehlt! Sit-
zengeblieben!“ So muss
man die deutschen Er-
gebnisse der PISA-Studie
bewerten, wenn man die
Chancengleichheit zur wesentlichen
Aufgabe des Schulsystems erklärt. 

Allerdings zeigen die Ergebnisse der
PISA-Studie beides: Schule auf hohem
Niveau ist auch mit Schülerinnen und
Schülern möglich, die einen Migra-
tionshintergrund haben. Jedoch eher
in Schweden oder in Finnland als in
Deutschland.

Die LAGA NRW hat schon lange vor
Veröffentlichung der erschreckenden
PISA-Ergebnisse vor eben diesen ge-
warnt. Im Januar 2000 haben wir das
Positionspapier „Integration konkret:
Schulerfolge der Migranten verbes-
sern“ vorgestellt. Man hat uns sehr
dafür gelobt. Alle Parteien haben uns
Recht gegeben, als die LAGA darauf
hinwies, dass die Schulen immer noch
nicht auf die spezifischen Bedingun-
gen, die eine Zuwanderungsgesell-
schaft mit sich bringt, eingestellt sind.
Es fehlt an der Umsetzung von Kon-
zepten, die Lernen in sprachlich hete-
rogenen Klassen, darunter solchen mit
Schülern unterschiedlicher Mutter-
sprachen, effektiv machen. Hier liegt
das eigentliche Problem. Konzepte lie-
gen nämlich vor – dies ist jedenfalls
das Ergebnis einer vom Landesinstitut
für Schule in Soest veranstalteten Ta-
gung im Mai 1999!

Für die LAGA NRW ergeben sich
drei wesentliche Schlussfolgerungen
aus der Studie:

1. Wir brauchen eine Unterrichtsre-
form, die Lehren und Lernen in
sprachlich heterogenen Klassen effek-
tiv macht. Es geht um die lange gefor-
derte Individualisierung des Regel-
unterrichts, nicht um das Aufziehen
neuer externer Förderschienen. Das
bedeutet für die Grundschule vor al-
lem eine zweisprachige, koordinierte
Alphabetisierung in Deutsch und der

Muttersprache sowie neue Formen
des Deutschlernens in allen Fächern.

2. Mit der Unterrichtsreform muss
eine systematische Umsetzungsstruk-
tur entwickelt werden, die Schulen
dabei begleitet und berät. Gerade in
NRW fehlt es nicht an Ressourcen in
diesem Bereich. Im Gegenteil: Fortbil-
dungen sind gestrichen worden. Aus
den erfolgreichen Konzepten hat sich
bis heute kein Umsetzungskonzept
entwickelt.

3. Die frühe Selektion nach nur vier
Grundschuljahren und das vielfache
Abschieben von Migranten auf die
„Restschule“ Hauptschule gehen viel-
fach an den Möglichkeiten der Betrof-
fenen vorbei und entmotivieren die
Schüler und Schülerinnen. Statt jetzt
in der Auswertung von PISA die Se-
lektion zu verschärfen und noch mehr
Tests durchzuführen (etwa bei drei-
jährigen Kindern), ohne zu wissen,
was man denn mit den Testergebnis-
sen anschließend machen soll, muss
überlegt werden, welche Art von
Unterricht und Schulstruktur wir brau-
chen, um mehr Chancengleichheit zu
verwirklichen. 

Gerade jetzt müssen wir alle zusam-
men darauf achten, dass die Schulpro-
bleme unserer Kinder ernst genom-
men und einer Lösung zugeführt wer-
den. Verschärfungen und noch größe-
re Absonderung werden wir nicht dul-
den. Allerdings sind die LAGA NRW
und die Migrantenvertretungen  vor
Ort mehr denn je bereit, bei der Be-
wältigung der Aufgaben mit zu ma-
chen.

Zur Erleichterung Ihrer Arbeit in Bil-
dungsfragen vor Ort möchte ich Ih-
nen an dieser Stelle eine Broschüre der
LAGA zu PISA ans Herz legen. Sie
können sie über die Geschäftsstelle in
Düsseldorf beziehen.

Mit allen guten Wünschen für das
noch junge Jahr 2002 bin ich Ihr

Tayfun Keltek
Vorsitzender der LAGA NRW
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Aus welchen Grün-
den schneidet
Schweden in der
PISA-Studie deutlich
besser ab als
Deutschland?

Der wichtigste Grund
ist, dass es in Schwe-
den seit 1961 ein Ein-
heitsschulsystem gibt.
Alle Schüler und
Schülerinnen besu-
chen bis zur neunten
Klasse den gleichen
Unterricht. Neunzig
Prozent von ihnen
schaffen diese Einheitsschule und besu-
chen danach eine Oberschule. Von die-
sen machen wiederum 70 Prozent das
Abitur. Und das schaffen die schwedi-
schen Kinder, obwohl es einerseits zen-
trale Leistungstests gibt, aber anderer-
seits kein „Sitzenbleiben" und auch kei-
ne Zensuren bis zum achten Schuljahr.
Das heißt wiederum, dass die Lehrerin-
nen und Lehrer anders als in Deutsch-
land nicht die Möglichkeit haben,
schlechte Schüler abzuschieben und dar-
auf eingestellt sind alle Schüler zu för-
dern.

Ein weiterer Grund ist die in den 90er
Jahren erfolgte starke Kommunalisie-
rung des Schulwesens. Die Lehrer müs-
sen den Kommunen regelmäßig Re-
chenschaft über ihre Arbeit geben. Sel-
ber haben die Lehrer 35 Wochenstun-
den Anwesenheitspflicht in der Schule
und dort einen vernünftigen Arbeits-
platz. So können sie sehr viel enger zu-
sammen arbeiten als etwa in Deutsch-
land. 

Auch Kinder mit Migrationshintergrund
schneiden in Schweden deutlich besser
ab. Was macht man denn in diesem Be-
reich besser?

Was grundsätzlich anders ist, ist der
rechtlich gesicherte Anspruch, Kinder
mit einer anderen Muttersprache in die-
ser zu unterrichten. Man muss wissen,
dass die Schweden Erfahrungen mit
Minderheiten haben, weil es einmal die
sämische Minderheit (Lappen) und auch
sehr viele Finnen im Land gibt. Für diese

gibt es zum Teil
zweisprachige
Schulen. Für
Kinder anderer
Herkunft gilt:
Sobald es min-
destens vier
Kinder mit ei-
ner Mutter-
sprache in ei-
ner Gemeinde
gibt, muss für
diese Unter-
richt in der
Muttersprache
e i nge r i ch t e t
werden.

Das ist eine sehr kleine Einheit.

Ja, und es kostet die Schweden auch viel
Geld. Es wird für Migrantenkinder nicht
viel mehr gemacht. Das wirklich Ent-
scheidende ist, dass das gesamte Schul-
wesen in Schweden stark auf individuel-
le Förderung setzt.

In Deutschland wird immer wieder über
die Bedeutung des Tagesstättenbesuchs
für Migrantenkinder gesprochen, damit
sie frühzeitig mit der deutschen Sprache
in Verbindung kommen. Wie geht man
damit in Schweden um?

In Schweden gibt es die Vorschule, die
mit Vollendung des ersten Lebensjahres
beginnt. Der Elternbeitrag ist nach Ein-
kommen gestaffelt, geht aber maximal
bis 200 Euro pro Monat. Diese Vorschu-
le dauert sechs Jahre, weil man in
Schweden erst mit sieben einschult.
Wenn die Kinder sechs Jahre alt sind,
kommen sie in die eigentliche Vorschule,
die zum Teil den Schulen angegliedert
sind. Die Vorschule wird von weit über
90 Prozent der Kinder besucht. Der Kin-
dergarten ist in Schweden eine Bildungs-
einrichtung und zwar nicht nur auf dem
Papier. Diese Einrichtungen gehören
zum Bildungsministerium.

Was hat das für Konsequenzen?

Nun, mein Eindruck ist, dass sich der
Kindergarten inhaltlich nicht sehr von
den Kindergärten in Deutschland unter-

scheidet. Die Kinder werden dort nicht
wie in Frankreich auf die Schule ge-
trimmt. Aber die Erzieherinnen beob-
achten die Entwicklung jedes einzelnen
Kindes viel genauer. Und weil sie zum
Bildungswesen gehören, haben sie auch
eine Art Lehrerstatus und arbeiten eng
mit den Grundschullehrern zusammen.  

Die LAGA NRW fordert seit langem eine
stärkere Einbeziehung der Eltern mit
Migrationshintergrund, um die Schuler-
folge ihrer Kinder zu verbessern. Gibt es
dazu Erfahrungen aus Schweden, die
hilfreich sein könnten?

Es gibt für jeden Schüler in Schweden
eine Art „Logbuch“, in dem Aufgaben,
Leistungen, besondere Fähigkeiten oder
auffällige Schwächen genau aufge-
schrieben werden. Darüber finden dann
regelmäßige Gespräche mit den Eltern
statt, die so die Leistungen ihrer Kinder
leichter nachvollziehen können.

Was müsste in Deutschland im Bereich
der Schulverwaltung und -organisation
passieren, um bessere Leistungen zu er-
bringen?

Ich glaube, man ist mit Modellen auf
dem richtigen Weg, die sehr viel mehr
Entscheidungsverantwortung nach un-
ten, an die Kommunen, delegieren. Auf
der anderen Seite muss es aber eine ex-
terne Kontrolle geben, damit bestimmte
Qualitätsstandards gewährleistet wer-
den können.

Herr Heinemann, ich danke Ihnen für
das Gespräch.

Das Gespräch führte
Susana dos Santos Herrmann.

PISA in Schweden: Erfolge ohne Sitzenbleiben
Der Kölner Journalist Karl-Heinz Heinemann stellt Erfahrungen aus dem 
schwedischen Schulsystem im Interview vor
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Das zu Ende gegangene Jahr 2001 war
das internationale Jahr der Freiwilligen.
Manche Ehrung sozial engagierter Bür-
gerinnen und Bürger hat stattgefunden.
Dabei wurde immer wieder betont, wie
wichtig dieses soziale Engagement, sei
es im Sport, in der Kinder-, Jugend-,
oder Altenhilfe, ist. Ohne die freiwillige
Arbeit könnten die Angebote in ihrer
Vielfalt nicht aufrecht erhalten werden.

Zugleich klagen Politik und Verbände
über einen Rückgang freiwilliger sozialer
Arbeit. Eine bessere gesellschaftliche An-
erkennung ehrenamtlicher Tätigkeiten
könnte diesen Trend stoppen und wie-
der mehr – insbesondere junge –  Men-
schen dazu bewegen, sich zu engagie-
ren. 

Die nordrhein-westfälische Landesre-
gierung hat sich dieses Themas ange-
nommen und den Landesnachweis
NRW „Engagiert im sozialen Ehrenamt“
ins Leben gerufen. Er geht auf eine ge-
meinsame Initiative der Landesregie-
rung, der Trägerorganisationen des sozi-
alen Ehrenamtes sowie der Arbeitgeber-
und Wirtschaftsverbände zurück. Mit
dem Landesnachweis können sozial en-
gagierte Menschen ihre im Ehrenamt er-
worbenen Kompetenzen und Fähigkei-
ten dokumentieren lassen, um sie für die
Berufswelt zu nutzen.

Die LAGA NRW war an der Erarbei-
tung dieses Nachweises von Anfang an
beteiligt, da auch das enorme ehrenamt-
liche Engagement, das in den zahllosen
Migrantenselbstorganisationen geleistet
wird, berücksichtigt werden soll.

Wer darf den Nachweis vergeben?
Um eine möglichst unbürokratische Ver-
gabe des Landesnachweises zu gewähr-
leisten, hat die zuständige Ministerin Bir-
git Fischer einige gesellschaftliche Insti-
tutionen ausgewählt, die den Nachweis
vergeben dürfen. Neben der Landesse-
niorenvertretung, dem Landessport-
bund, den Kirchen, gehört auch die
LAGA NRW zu diesen Stellen.

Um die Vergabe des Nachweises für
das Ehrenamt für sozial engagierte Mi-
grantinnen und Migranten zu erleich-
tern, sollten die örtlichen Migrantenver-
tretungen zusammen mit Vereinen und
Verbänden über die Möglichkeit, einen
solchen Nachweis zu bekommen, infor-
mieren. Wer den Nachweis erhalten
möchte, kann sich dann über den jewei-

ligen Ausländerbeirat an die LAGA NRW
wenden. 

Auf Einladung des LandesSportBun-
des NRW hat die LAGA NRW Ende letz-
ten Jahres mit zahlreichen weiteren ge-
meinnützigen Organisationen einen
weitergehenden Forderungskatalog er-
stellt, der dem Ehrenamt einen besonde-
ren Stellenwert geben soll. Dieser wird
durch eine gemeinsame Aktion der Öf-
fentlichkeit bekannt gemacht und an die
Politik weitergeleitet. Hier einige der
Forderungen:
◗Das Ehrenamt soll berufs-, ausbil-

dungs- und schulfördernd sein. Dazu
ist der Landesnachweis ein Beitrag.

◗Eine Verbesserung der Freistellungs-
rechte

◗Steuerliche Berücksichtigung der im
Ehrenamt entstandenen Kosten

◗Entlastung des Ehrenamtes durch mehr
hauptamtliche Tätigkeit

◗Eine bessere Zusammenarbeit von
Wirtschaft und gemeinnützigen Orga-
nisationen

◗Eine verbesserte öffentliche Anerken-
nung ehrenamtlicher Arbeit, die mit
öffentlichen Mitteln gefördert und
weiterentwickelt werden sollte.

Bund stützt Entwicklung
der Städte

Initiative „City21“ setzt auf Fort-
schritt durch Beteiligung

Seit Jahren beobachten Sozialwissen-
schaftler und Kommunalpolitiker eine
Abwanderung aus den Städten, insbe-
sondere den Innenstädten: Junge Fami-
lien ziehen in Stadtrandgebiete oder in
kleinere Gemeinden, Handel und Ge-
werbe verlassen die Kerngebiete der
Städte und bauen auf der „grünen Wie-
se“ große Zentren, die viel Verkehr an-
ziehen. Arbeitsplätze in den Städten ge-
hen damit verloren und soziale Segrega-
tion (Abschottung) einzelner Gruppen
schreitet voran. 

Zusammen können diese Tendenzen
die Entwicklung der Innenstädte stark
beeinträchtigen und sie zu sozialen
Brennpunkten werden lassen. 

Das Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen will zusam-
men mit Akteuren aus den Kommunen
diesen Trends entgegenwirken. Dazu
wurde u.a. die Initiative „City21“ ins Le-
ben gerufen. Der Name steht für Pro-
blemlösung durch Beteiligung. Denn es
werden in regelmäßigen Abständen
Kommunalpolitiker, Verbände und Or-
ganisationen aus den Städten eingela-
den zusammen mit Fachleuten aus dem
Ministerium, Strategien zur Verbesse-
rung der Situation zu debattieren und zu
erarbeiten. Am Ende sollen so etwa För-
derprogramme besser abgestimmt wer-
den können. Erfreulich ist, dass die Ver-
antwortlichen erkannt haben, dass Mi-
granten eine wichtige Gruppe in den
Städten sind, die einen wichtigen Beitrag
zur positiven Entwicklung leisten kann.
Daher wurde auch die LAGA NRW zur
Teilnahme eingeladen. Sie wird durch ihr
Vorstandsmitglied Engin Sakal vertreten. 

Landesregierung stärkt Ehrenamt
Nachweis für sozial engagierte Menschen

Wettbewerb zur Integration von Zuwanderern

Initiative des Bundespräsidenten

Bereits Ende Januar stellte Bundespräsident Johannes Rau den „Wettbewerb zur Inte-
gration von Zuwanderern“ vor. Damit wolle er „die vielen Gruppen, die sich überall in
Deutschland für Integration einsetzen, in ihrem Engagement ermutigen und andere
zur Nachahmung anregen.“ Teilnehmen können alle Gruppen, Projekte, Schulen, Ver-
eine, Gemeinden usw., die sich auf besondere Weise für Integration stark machen. 

Zusammen mit dem Bundespräsidialamt führt die Bertelsmann-Stiftung den Wett-
bewerb durch. Inzwischen ist auch eine eigene Homepage eingerichtet, unter der man
zusätzliche Informationen bekommt. 
www.integrationswettbewerb.de
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Das Multikulturelle Forum Lünen e.V.
(MkF) ist eine Selbstorganisation – von
Migranten für Migranten. Vorläufer war
der 1985 gegründete Türkisch-Deut-
sche-Familien-Kultur-Verein, der 1992

in Multikulturelles Forum
umbenannt wurde. Heu-

te hat der Verein 150
Mitglieder, davon

70% mit Mi-
grationshin-

tergrund.
Sowohl der

sechsköpf ige
Vorstand als auch

die 23 hauptamt-
lichen Mitarbeiter/innen

sind multikulturell: nach
Herkunft und Geschlecht. Seit Jahren ist
Kenan Kücük der Geschäftsführer. 
Das MkF gründete 1994 das Bildungs-
werk Multi Kulti – eine vom Ministerium
für Schule und Weiterbildung NRW an-
erkannte Einrichtung der Weiterbildung.
Zu den Förderern zählen Ministerien in
NRW und beim Bund, der Kreis Unna,
die Stadt Lünen, der Sprachverband
Mainz, die Bundesanstalt für Arbeit und
der Europäische Sozialfonds. Aus den
vielfältigen Aktivitäten werden zwei
Projekte kurz vorgestellt: 

Modellprojekt „Integration älterer
Migrantinnen und Migranten“
Das Projekt läuft vom 15.11.2000 bis
15.11.2003 und wird gefördert mit Mit-
teln des Ministeriums für Frauen, Ju-
gend, Familie und Gesundheit NRW.

In einer ersten Phase wurde vom Insti-
tut für Gerontologie in Dortmund eine
repräsentative und dialogorientierte Be-
fragung durchgeführt.

Aus den Ergebnissen dieser wissen-
schaftlichen Bestandsaufnahme wurden
verschiedene Handlungsansätze entwi-
ckelt. Das Projekt hat folgende Ziele:
◗Verbesserung der strukturellen Voraus-
setzungen zur Nutzung bestehender
Angebote und Einrichtungen für die
Zielgruppe. 
◗ Sensibilisierung der Dienste und Ein-
richtungen der Altenarbeit für die Be-
dürfnisse älterer Migrantinnen und Mi-
granten.
◗ Verbesserung des Informationsflusses;
Abbau von Hemmschwellen.
◗ Förderung des bürgerschaftlichen En-
gagements der deutschen wie der türki-
schen (Alten-) Bevölkerung.

◗ Bedürfnisorientierte Angebote in den
Bereichen Freizeit, Kultur und Bildung.
◗ Förderung selbstorganisierter kulturel-
lere Eigenaktivitäten.

Folgende Aufgaben werden bearbeitet:
Für Migrantinnen und Migranten
◗ Muttersprachliche Aufklärungsarbeit
(z.B. Tagespflege, ambulante Versor-
gung, Wohnraumanpassung, Veranstal-
tungen)
◗ Individuelle Beratungsgespräche
◗ Freizeitpädagogische Angebote und
Exkursionen
Für professionelle Dienste
◗Fachgespräche und Fachtagungen
◗Seminare/Wochenendseminare.
Für dauerhafte Vernetzung und
Öffentlichkeitsarbeit
◗Kooperation zwischen den Organisatio-
nen der Altenarbeit und der Migranten
◗ Initiierung eines regelmäßigen Erfah-
rungsaustausches 
◗ Information und Sensibilisierung der
türkischen und deutschen Medien

Die neuen Strukturen in der Alten-
und Migrantenarbeit sollen auf alle 10
Kommunen des Kreises Unna übertra-
gen werden. Das Modellprojekt ist ein
wichtiger Beitrag zu einer multikulturel-
len Seniorenpolitik und zur Verbesse-
rung der sozialen Situation der Migran-
tinnen und Migranten. Wichtige Partner
des MkF sind die Koordinierungsstelle
Altenarbeit des Kreises Unna und die
RAA Unna.

Projekt „Arbeit für Migranten –
Neue Wege in den Arbeitsmarkt
im Kreis Unna“
Dieses Projekt wurde im Januar 2002
gestartet und wird voraussichtlich 2005
abgeschlossen. Es handelt sich um ein
Großprojekt im Rahmen der europäi-
schen Gemeinschaftsinitiative EQUAL
und wird gefördert durch Mittel aus
dem Europäischen Sozialfonds, der Ar-
beitsämter und des Sozialamtes im Kreis
Unna. 

Mit diesem EQUAL-Projekt soll ein
wichtiger Beitrag zur nachhaltigen sozia-
len und beruflichen Integration der Mi-
grantinnen und Migranten im Kreis
Unna geleistet werden. 

Zur Umsetzung des Projekts wurde
unter Federführung des MkF eine regio-
nale Entwicklungspartnerschaft (EP) ge-
schaffen. Zur aktiven Kerngruppe gehö-
ren: 

◗ Das Multikulturelle Zentrum mit
Sprachvermittlung und Berufsorientie-
rung in Lünen und Bergkamen. Zur An-
eignung sozialer und interkultureller
Kompetenzen werden u.a. Schlüssel-
qualifikationen vermittelt, die eine Stär-
kung der Handlungskompetenz und die
Verbesserung der Beschäftigungschan-
cen der Teilnehmer/innen zum Ziel ha-
ben. Betriebspraktika sind integraler Be-
standteil. Alle Teilnehmer/innen werden
individuell beraten und sozialpädago-
gisch betreut.
◗ Die Werkstatt Unna mit speziellen
Qualifizierungsmaßnahmen und ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen in Unna.
◗ Der Verein zur Integrationsförderung
mit Entwicklung eines Baukasten-Sys-
tems zum Erwerb der deutschen Sprache
und zur beruflichen Orientierung unter
Einsatz eines Selbstlernzentrums in Unna.
◗ Der Paritätische Wohlfahrtsverband
(Kreisgruppe Unna) mit Multiplikatoren-
schulungen (an insgesamt sechs Stand-
orten) zur Sensibilisierung für die Belan-
ge der Zielgruppe sowie Aufbau und
Stärkung von interkultureller Kompe-
tenz.
◗ Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft
für den Kreis Unna mit Beratung und Be-
gleitung von Interessenten an einer Exis-
tenzgründung in Unna und Lünen.

A lle fünf Teilprojekte wie die Ent-
wicklungspartnerschaft insgesamt

werden systematisch begleitet durch die
Forschungsgruppe FOKUS.

Durch die Zusammenarbeit in der EP
soll erreicht werden, dass die Ressourcen
und Kompetenzen aller beteiligten Ak-
teure zu einem gemeinsamen Ansatz
verknüpft werden, um Ungleichheiten
und Diskriminierungen bei der Einglie-
derung von Zugewanderten in den Ar-
beitsmarkt zu überwinden. 

Da es sich bei EQUAL um ein transna-
tionales Programm handelt, wird ein in-
tensiver Austausch mit Partnern in
Großbritannien, in den Niederlanden
und in Dänemark stattfinden. 

Weitere Informationen:
Multikulturelles Forum Lünen e.V. 
Bahnstr. 31, 44532 Lünen
Tel.: 02306/9339-0; 
Fax: 02306/9339-29
e-Mail:
info@multikulti-forum.de
www.multikulti-forum.de

Beispielhafte Migrationsarbeit in Lünen
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Deutschland ist Heimat für Türken
Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung bestätigt gute Integration von Türken

Eine von der CDU-nahen Konrad-Ade-
nauer-Stiftung durchgeführte Studie zur
Einstellung türkischstämmiger Migran-
ten in der Bundesrepublik Deutschland
bestätigt in ihren Ergebnissen vorange-
gangene Studien des Zentrums für Tür-
keistudien und anderer. 

So stellten die Wissenschaftler Ste-
phan Eisel und Ulrich von Wilamowitz-
Moellendorf fest, dass in Deutschland
lebende Türken ebenso wie türkisch-
stämmige Deutsche sich in hohem Maße
mit dem deutschen Staat und seinen In-
stitutionen identifizieren. Sie halten die
Demokratie für eine gute Staatsform
und sind in der überwiegenden Mehr-
heit der Auffassung, dass die deutsche
Justiz gerecht ist. Damit haben türkische
Migranten mehr Vertrauen in den deut-
schen Staat als viele Deutsche. Hier liegt
die Zustimmung zu einzelnen Institutio-
nen teilweise nur bei 50 Prozent, wäh-
rend sie bei den Türkischstämmigen bei
bis zu 80 Prozent liegt.

Besondere Zustimmung finden Staat
und Gesellschaft bei denjenigen, die be-
reits eingebürgert sind. Die These der
Gegner einer erleichterten Einbürge-
rung, diese könne nur am Ende eines In-
tegrationsprozesses stehen, wird nicht
bestätigt. Eher sehen die Autoren eine
Unterstützung im Integrationsprozess,
wenn man sich frühzeitig einbürgert. Sie
legen sich in ihrer Schlussfolgerung je-
doch nicht genau fest. 

Dokumentation
Türken in Deutschland – 
Einstellungen zu Staat und 
Gesellschaft – 
Fazit
Die Befragung türkischstämmiger Bürger
ergibt ein relativ positives Bild. Sie leben
offenbar gerne in Deutschland und füh-
len sich – trotz gelegentlicher Anfeindun-
gen – hier wohl. Ein hoher Anteil hat sta-
bile emotionale Beziehungen zu
Deutschland aufgebaut. Sie betrachten
dieses Land offenbar als Heimat und sind
bereit, sich für diesen Staat einzusetzen.

In ihrer überwiegenden Mehrheit sind
sie überzeugte Anhänger der Demokra-
tie und schätzen deren Freiheiten sehr.
Der deutsche Staat und seine wichtigsten
Institutionen genießen mit Ausnahme
der Bundeswehr relativ hohes Ansehen.
Deutlich geringeres Ansehen genießen
gesellschaftliche Institutionen. Türkisch-
sprachige Medien werden zwar genutzt,
sie genießen aber nur geringe Glaubwür-
digkeit.

Hinweise auf islamistische Tendenzen
oder antidemokratische  Tendenzen lie-
fert die Befragung nicht. Im Gegenteil
dominiert unter den Befragten ein über-
aus positives Bild der deutschen staat-
lichen und gesellschaftlichen Ordnung.
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen,
dass sich kleine radikale Gruppen nicht

durch Umfragen erfassen lassen. Dies
gilt übrigens auch für Befragungen unter
der deutschen Bevölkerung. Für
Deutschland geben die objektiven Da-
ten zur Mitgliedschaft von Ausländern in
extremistischen Gruppen wenig her.
Nach dem Verfassungsschutzbericht
2000 sind von den in Deutschland le-
benden Ausländern weniger als ein Pro-
zent Mitglied einer extremistischen Or-
ganisation, wobei nicht davon auszuge-
hen ist, dass diese Mitglieder alle ge-
waltbereit sind. Die Zahl der von auslän-
dischen Extremisten verübten Gewaltta-
ten sank im Jahr 2000 gegenüber 1999
um 70 Prozent. In absoluten Zahlen
wurden 116 Gewalttaten erfasst. Ein so
geringer Anteil kann in einer Umfrage,
die einen Einblick in die Stimmung der
Gesamtpopulation liefert, nicht erfasst
werden.

Die religiösen Einstellungen sind ge-
kennzeichnet durch einen hohen Stel-
lenwert der Religion, auf der anderen
Seite aber auch durch Toleranz. Man
richtet sich zwar überwiegend nach den
Regeln des Islam und ist von dessen
Überlegenheit überzeugt, stimmt aber
auch der Ansicht zu, dass vor Gott alle
Menschen gleich seien. Unverkennbar
sind aber auch in der türkischstämmigen
Bevölkerung Säkularisierungstendenzen,
die bei Befragten mit deutscher Staats-
bürgerschaft noch deutlich stärker her-
vortreten. 

D ie Umfrage zeigt auch, dass tür-
kischstämmige Deutsche stär-
ker integriert sind als in

Deutschland lebende türkische Staats-
bürger. Was Ursache und Wirkung ist,
ob also die Einbürgerung zur Integration
beigetragen hat oder ob bereits inte-
grierte türkische Bürger in höherem Maß
Einbürgerungsanträge stellen, kann hier
nicht mit Sicherheit beantwortet wer-
den. Vermutlich verstärken sich die bei-
den Faktoren gegenseitig. Die Einbürge-
rung wirkt sich aber keinesfalls nachtei-
lig aus.

Es ist bemerkenswert, dass von den Be-
fragten mit türkischer Staatsbürgerschaft
bereits 11 Prozent einen Antrag auf Er-
langung der deutschen Staatsbürger-
schaft gestellt haben und weitere 48 Pro-
zent vorhaben, diesen Antrag zu stellen. 

Gesellschaftsordnung Deutschlands
Die Gesellschaftsordnung Deutschlands ist:
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Quelle: Eigene Umfrage unter türkischstämmigen Haushalten 2001

% türkischstämmige Befragte insgesamt

Befragte mit türkischer Staatsbürgerschaft

Deutsche türkischer Herkunft
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Frage: Was halten Sie von der Gesellschaftsordnung Deutschlands? Ist die Gesell-
schaftsordnung Deutschlands im allgemeinen eine gerechte/ungerechte/teils ge-
rechte, teils ungerechte Gesellschaftsordnung?
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Chancengleichheit ist im deutschen Bildungssystem nicht gewähr-
leistet. Besonders stark sind davon Kinder und Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund betroffen. Die LAGA NRW hat die erschrecken-
den Ergebnisse der PISA-Studie zum Anlass genommen, noch ein-
mal ausführlich ihre Kritik am deutschen Schulwesen deutlich zu
machen. Gleichzeitig werden in einer ausführlichen Broschüre aber
auch konkrete Verbesserungsvorschläge gemacht, die zum Teil
kurzfristig umgesetzt werden können. 

Die Textsammlung mit Stellungnahme zur Studie und Thesen für
bessere Schulerfolge von Migrantenkindern bietet eine gute Grund-
lage, die Situation in den Städten und Gemeinden Nordrhein-West-
falens zu debattieren und eigene ortsspezifische Vorschläge zu ma-
chen.

Interessiere Beiräte können die Broschüre über die Geschäftsstelle
der LAGA NRW beziehen.

LAGA NRW, Helmholtzstraße 28, 40215 Düsseldorf
Tel.: 0211/99 41 610, Fax: 0211/99 41 615
e-Mail: info@laga-nrw.de
Internet: www.laga-nrw.de

LAGA-Broschüre zur PISA-Studie

Arbeitsmappe DoMiT
Dokumente aus 40 Jahren türki-
scher Migration
Im Oktober 2001 wurde quer durch
Deutschland an das vor 40 Jahren ge-
schlossene Anwerbeab-
kommen mit der Türkei
erinnert. Eine Wander-
ausstellung unter dem
Titel DoMiT fand dabei
viel Anerkennung. 

Für das Ministerium
für Arbeit und Soziales,
Qualifikation und Tech-
nologie war dies Anlass
genug eine Arbeitsmap-
pe herauszubringen, in
der insbesondere
schriftliche Dokumente
aus den 60er und 70er
Jahren enthalten sind.
Man erfährt aus erster
Hand wie die Anwer-
bung türkischer Arbeits-
kräfte ablief, unter welchen Bedingun-
gen die Menschen in den ersten Jahren
in Deutschland lebten etc. 

Die Arbeitsmappe eignet sich sowohl
für den Schulunterricht als für örtliche
Ausstellungen oder Themenabende mit
Diskussion.

Zur Bestellung wendet man sich an
Ministerium für Arbeit und Soziales,
Qualifikation und Technologie
Haroldstr. 5, 40213 Düsseldorf
Tel. 0211-86 18 31 90

Migration und Arbeitswelt
Schriftenreihe des DGB

Das Bildungswerk des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes in Düsseldorf gibt re-

gelmäßig eine Zeitung zu ak-
tuellen Fragen der Migration
und Integration heraus.
Außerdem werden von dem
Arbeitsbereich „Migration
und Qualifizierung“ ausführ-
lichere  Informationsbroschü-
ren veröffentlicht, die auch
kommunale Migrantenvertre-
tungen für ihre Arbeit ver-
wenden können. Zuletzt er-
schienen die Dokumentation
der Tagung „MigrantInnen
aus der Türkei im Einwande-
rungsland Deutschland“ so-
wie eine Bestandsaufnahme
zur „Situation griechischer Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Deutschland“ mit

interessanten Daten zu Beschäftigung,
Ausbildung, Arbeitslosigkeit und der Le-
benswirklichkeit der älteren Generation. 
Unter dem Titel „einbürgern – wählen –
mitentscheiden!“ ist außerdem eine Info-
Broschüre aufgelegt worden mit prakti-
schen Hinweisen und Tipps zur Erlangung
der deutschen Staatsbürgerschaft. Beirä-
te, die hierzu vor Ort werben oder infor-
mieren wollen, können diese und andere
Broschüren beim DGB in Düsseldorf be-
stellen.

Bestelladresse: 
DGB Bildungswerk e.V.,
Bereich Migration & Qualifizierung,
Hans-Böckler-Str. 39, 40476 Düsseldorf
Tel.: 0211/ 43 01-141
Fax: 0211/ 43 01-134
e-Mail: migration@dgb-bildungswerk.de
Internet: www.migration-online.de
Unter der Internetadresse sind die Bro-
schüren auch als pdf-Dateien verfügbar.

Kommunikationsforum
Krug – Zeitung für russi-
sche und deutsche Juden
Gegründet wurde die jüdische Monats-
zeitung 1996, die seit 2001 auch mit ei-
ner deutschsprachigen Beilage „Der
Kreis“ erscheint. Zielgruppe sind die russi-
schen Kontingentsflüchtlinge jüdischen
Glaubens, die seit 1991 vermehrt in die
Bundesrepublik einwandern. Srach-
barrieren und die Nicht-Anerkennung
von Berufs- und Hochschulabschlüssen
machen auch den Juden aus Russland
große Schwierigkeiten bei ihrer Integra-
tion in die Gesellschaft. Bei der Suche
nach Lösungen hilft Krug. Die in Düssel-
dorf ansässige Redaktion stellt in der Zei-
tung die Lebenssituation der jüdischen
Kontingentsflüchtlinge dar, berichtet über
Anlaufstellen, die Hilfe zur Selbsthilfe bie-
ten, aber auch über wirtschaftliche, sozia-
le und kulturelle Leistungen der Einwan-
derer aus der ehemaligen Sowjetunion.
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Zentren zeigen Profil – Kölner
Migrationsarbeit im Blick

Mit einer umfangreichen Broschüre über ihre
Tätigkeiten sind alle interkulturellen Zentren
Kölns an die Öffentlichkeit getreten. Ziel ist
es, Politik und Gesellschaft über die fachliche
Arbeit dieser Zentren zu informieren und auch
in Zukunft eine gute Zusammenarbeit zwi-
schen Zentren und Stadtverwaltung zu ge-
währleisten. In einem allgemeinen Teil wer-
den die Leser über die Entwicklung der Zen-
tren von kleinen Gruppen zu Trägern profes-
sioneller Sozialarbeit aufgezeigt. In einem
zweiten Teil stellen sich die einzelnen Zentren
selber vor.

Die Broschüre ist erhältlich über:
Jugendhilfe und Schule e.V.
Jugendladen Nippes & Nippes Museum
Kempener Straße 95, 50733 Köln
Tel.: 0221 - 72 72 75

Seminare und Termine
Auch für dieses Jahr hat die LAGA NRW ein
umfangreiches Seminarprogramm vorberei-
tet. Neu ist das Angebot an die Beiräte, Semi-
nare zu Themenschwerpunkten zu machen,
die die LAGA bereits vorbereitet, aber noch
nicht terminiert hat. So können ortsspezifi-
sche Gesichtspunkte noch aufgenommen
werden. Auf jeden Fall lohnt sich die Nachfra-
ge in der Geschäftsstelle.

Kontrovers: „Zuwanderungs-
und Integrationspolitik in der
Diskussion“

Die Debatte um Zuwanderung und Integra-
tion ist seit Einführung der Green-Card-Rege-
lung der Bundesregierung ein wichtiger Be-
standteil der politischen Diskussion in Bund,
Land und Kommunen. Stichworte sind hier
auf Bundesebene der Bericht der Zuwande-
rungskommission und der Entwurf des Zu-
wanderungsgesetzes. 

In NRW sollen die Integrationsoffensive des
Landtages und die Integrationsinitiative der
Landesregierung im Dialog mit relevanten
Trägern, Institutionen und gesellschaftlichen
Gruppen diskutiert und umgesetzt werden.
In dieser Veranstaltung werden die oben ge-
nannten Konzepte vorgestellt und über die
Konsequenzen für die Kommunen diskutiert.
Termin: Mai 2002
Ort: Paderborn
Teilnahmebeitrag: Entfällt

LAGA-Seminarservice für 
örtliche kommunale 
Migrantenvertretungen (I)
Integration konkret: Die Schulerfolge
von Migranten verbessern

Anknüpfend an das bildungspolitische Papier
der LAGA „Integration konkret: Die Schuler-
folge von Migranten verbessern“ behandelt
das Seminar  folgende Fragen: Welche Sofort-
maßnahmen sind auf kommunaler Ebene
möglich und notwendig? Welche Ressourcen
werden dafür gebraucht? Welche Arbeits-
strukturen auf kommunaler Ebene sind drin-
gend erforderlich? Was können die Auslän-
derbeiräte praktisch tun?

Zukunft der Ausländerbeiräte:
Innenminister Fritz Behrens
diskutiert mit LAGA NRW

Die nächste Sitzung des Hauptausschusses
der LAGA NRW findet am 2. März 2002 in
Duisburg statt. Als besonderer Gast wird der
Innenminister des Landes NRW Dr. Fritz Beh-
rens erwartet. Zusammen wollen der Minister
und die Vertreter und Vertreterinnen der
LAGA NRW über die Zukunft der kommuna-
len Migrantenvertretungen debattieren. In ei-
ner Zeit, in der viel über Integration, aber we-
nig über Partizipation gesprochen wird, ist das
eine gute Chance, unsere Anliegen zur ver-
besserten politischen Teilhabe von Migranten
einzubringen.
Hauptausschuss, 2. März 2002, 14 Uhr
Rathaus, Burgplatz 19, Saal 100, Duisburg

12. Bocholter Forum
Eine Stärke des über das Land hinaus bekann-
ten Bocholter Forums ist stets die Konkretisie-
rung der zum Teil diffusen Debatte um Zu-
wanderung und Integration in Deutschland.
Beim 12. Bocholter Forum möchten die Ver-
anstalter an die guten Erfahrungen der ver-
gangenen Jahre anknüpfen und den Teilneh-
mern einen intensiven Austausch mit kompe-
tenten Vertretern aus Politik, Wissenschaft
und Kultur zu Migrationsfragen ermöglichen.
Die Landeszentrale für politische Bildung, die
Academia Española de Formación und die
LAGA NRW arbeiten an den Konturen der
diesjährigen Veranstaltung. Das genaue Pro-
gramm werden Sie, wie gewohnt, frühzeitig
erhalten. 
Termin: 21. bis 23. Juni 2002, 
Anreise bis 18.00 Uhr
Ort: Bocholt


